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Ein Rüstungsfonds für die Weltmacht EUropa
Die Europäische Union will Dutzende Milliarden Euro in Militärforschung und Waffenbeschaffung investieren
Angesichts des Ausscheidens Groß-
britanniens aus der EU und der Po-
litik von US-Präsident Trump meh-
ren sich in Brüssel die Stimmen, die
nun eine Stärkung der militäri-
schen Komponente fordern.

Von Sabine Lösing und
Jürgen Wagner

Es war Großbritannien, das über viele
Jahre hinweg Ambitionen nach einer
militärischen Unterfütterung europäi-
scher Weltmacht ausgebremst hatte.
Seit dem britischen Austrittsreferen-
dum im Juni 2016 und zusätzlich be-
feuert durch die Wahl Donald Trumps
wenige Monate später werden die Ru-
fe in diese Richtung immer lauter. Un-
mittelbar nach der US-Wahl meinte
die EU-Außenbeauftragte Federica
Mogherini dazu: »In den kommenden
Monaten und Jahren – man kann so-
gar sagen: in diesen Stunden – wird
es eine zunehmende Nachfrage nach
Europa von unseren Nachbarn und
unseren Partnern in der Welt geben.
Die Forderung nach einem von Prin-
zipien geleiteten globalen Sicher-
heits-Dienstleister wird wachsen. Die
Forderung nach einer Supermacht, die
an mehrseitige Bündnisse und Zusam-
menarbeit glaubt.«
Genauso klingt die »Entschließung

zur Umsetzung der Gemeinsamen
Außen- und Sicherheitspolitik«, die
das Europäische Parlament am 14.
Dezember 2016 verabschiedete: »Das
Europäische Parlament ... betont,
dass die EU ihre Sicherheits- und Ver-
teidigungsfähigkeiten stärken muss,
da sie ihr volles Potenzial als Welt-
macht nur nutzen kann, wenn sie ih-
re einzigartige ›Soft Power‹ im Rah-
men eines umfassenden EU-Ansatzes
mit ›Hard Power‹ kombiniert.«
Seither wurden zahlreiche Maß-

nahmen zum Ausbau des EU-Mili-
tärapparates auf den Weg gebracht,
sodass EU-Kommissionschef Jean-
Claude Juncker bei der Münchner Si-
cherheitskonferenz im Februar 2018
zufrieden feststellte: »Wir haben im
letzten Jahr mehr Fortschritte in Sa-
chen Europäische Verteidigungspoli-
tik erreichen können als in den letz-
ten 20 Jahren.«
Neben der Ende Dezember 2017

verabschiedeten Ständigen Struktu-
rierten Zusammenarbeit (PESCO) ist
die für 2019 anvisierte Einrichtung
eines Europäischen Verteidigungs-
fonds (EVF) das Kronjuwel der aktu-
ellen Rüstungsbemühungen auf EU-
Ebene. Politisch ist das Vorhaben
schon allein deshalb problematisch,
weil der »Weltmacht EUropa« hier-
durch die für erforderlich gehaltenen
militärischen Fähigkeiten beiseite ge-
stellt werden sollen. Fast noch schwe-
rer wiegen die juristischen und da-
raus abgeleiteten finanziellen Aus-
wirkungen: Denn sollte die Kommis-
sion mit ihren rechtlichen Trickserei-
en durchkommen, so wären künftig
der nahezu schrankenlosen Verwen-
dung des EU-Budgets für Rüstungs-
zwecke Türen und Tore geöffnet.

Globalstrategischer Rahmen
Lediglich fünf Tage nach dem briti-
schen Austrittsreferendum nahm der
EU-Rat am 28. Juni 2016 eine neue
Globalstrategie an, die seither das
wichtigste Rahmendokument für die
EU-Außen- und Militärpolitik ist. Das
Dokument nennt als »Interessen« ein
»offenes und faires Wirtschaftssys-
tem« und den »Zugang zu Ressour-
cen«. Dies beinhalte den »Schutz« von
Handelswegen im Indischen Ozean,
im Mittelmeer, am Golf von Guinea
bis hin zum Südchinesischen Meer
und der Straße von Malakka. In die-
sen Regionen sieht sich EUropa be-
rufen, – notfalls militärisch – für
»Ordnung« zu sorgen, insbesondere
in seinemunmittelbarenUmfeld: »Die
EU wird sich – praxisorientiert und
auf Prinzipien gestützt – für die Frie-
denskonsolidierung einsetzen; dabei
werden wir die Bemühungen auf un-
sere östlichen und südlichen Nach-
barregionen konzentrieren, während
weiter entfernte Einsätze von Fall zu
Fall erörtert werden.«
Hierfür sollen Kapazitäten für »au-

tonome« – also unabhängig von der
NATO und damit den USA durch-
führbare – Militärinterventionen
nebst der hierfür erforderlichen in-
dustriellen Kapazitäten aufgebaut
werden: »Die Mitgliedstaaten [benö-
tigen] bei den militärischen Spitzen-

fähigkeiten alle wichtigen Ausrüs-
tungen, um auf externe Krisen re-
agieren und die Sicherheit Europas
aufrechterhalten zu können. Dies be-
deutet, dass das gesamte Spektruman
land-, luft-, weltraum- und seeseiti-
gen Fähigkeiten, einschließlich der
strategischen Grundvoraussetzun-
gen, zur Verfügung stehen muss. ...
Eine tragfähige, innovative und wett-
bewerbsfähige europäische Verteidi-
gungsindustrie ist von wesentlicher
Bedeutung für die strategische Au-
tonomie Europas und eine glaubwür-
dige GSVP (Gemeinsame Sicherheits-
und Verteidigungspolitik - die Red.).«

Kommissionsvorschlag für den
EU-Rüstungsfonds
Am14. September 2016 schaltete sich
EU-Kommissionschef Juncker in die
Debatte ein und forderte in seiner Re-
de zur Lage der Union auf Basis be-
reits kursierender deutsch-französi-
scher Vorschläge erstmals explizit die
Einrichtung eines EU-Rüstungshaus-
haltes. Daraufhin legte die EU-Kom-
mission am 30. November 2016 mit
dem Verteidigungs-Aktionsplan ei-
nen im Dezember 2016 grundsätzlich
gebilligten Vorschlag vor, für die Dau-
er der nächsten EU-Haushaltsperiode
2021 bis 2027 einen Europäischen
Verteidigungsfonds einzurichten.

Der EVF soll mit jährlich 500 Mil-
lionen Euro für Rüstungsforschung
und satten 5 Milliarden Euro für die
Beschaffung von Rüstungsgütern be-
stückt werden – zusammen also 38,5
Milliarden Euro. Am 7. Juni 2017
präsentierte die Kommission weitere
Einzelheiten: Die Forschungsgelder
sollen komplett und die Beschaf-
fungskosten zu 20 Prozent dem EU-
Budget entnommen werden können
– den Rest müssten die Mitglieds-
staaten beisteuern. Außerdem wurde
der Start des Fonds um zwei Jahre auf
2019 vorverlegt und vorgeschlagen,
bis einschließlich 2020 den Betrag
von 2,59 Milliarden Euro bereitzu-
stellen (590 Millionen Euro aus dem
EU-Budget).
Die Kommission legte am selben

Tag einen entsprechenden Verord-
nungsvorschlag vor, der prioritär ver-
abschiedet werden soll, damit der de
facto Rüstungshaushalt nach Plan
2019 unter folgendem Begriff an den
Start gehen kann: Europäisches Pro-
gramm zur industriellen Entwick-
lung im Verteidigungsbereich zwecks
Förderung der Wettbewerbsfähigkeit
und der Innovation in der Verteidi-
gungsindustrie der EU. Bereits in die-
sem – reichlich sperrigen – Titel klingt
an, dass ein Kernanliegen des EVF die
Förderung der Wettbewerbs- und da-

mit auch der Exportfähigkeit der hie-
sigen Rüstungsindustrie darstellt.
Dahinter steckt aber – und das ist für
die rechtliche Bewertung des Vorha-
bens zentral – das übergeordnete Ziel,
die militärische Schlagkraft der EU zu
»verbessern«.

Rechtliche Tricksereien
Der Grund, weshalb sich die EU nicht
längst einen Rüstungshaushalt zuge-
legt hat, findet sich in Artikel 41(2)
des Vertrags von Lissabon: »Die ope-
rativen Ausgaben im Zusammenhang
mit der Durchführung dieses Kapitels
[EU-Außen- und Militärpolitik] ge-
hen ebenfalls zulasten des Haushalts
der Union, mit Ausnahme der Aus-
gaben aufgrund von Maßnahmen mit
militärischen oder verteidigungspo-
litischen Bezügen...« Die Passage ist
eindeutig: Militärrelevante Ausgaben
der Außen- und Sicherheitspolitik
müssen von den Einzelstaaten be-
zahlt werden – der EU-Haushalt ist
hierfür tabu!
Aus diesem Grund bedient sich die

Kommission eines Tricks, indem als
Rechtsgrundlage des EVF-Verord-
nungsvorschlags mit Blick auf Be-
schaffungsprojekte Artikel 173 des
Vertrags über die Arbeitsweise der
Europäischen Union (AEUV) gewählt
wurde. Der beschäftigt sich mit der

Wettbewerbsfähigkeit der Industrie
und Maßnahmen zu deren Förde-
rung können aus dem EU-Budget fi-
nanziert werden. Aus Sicht der Kom-
mission erschien es deshalb folge-
richtig, für die Behandlung der Ver-
ordnung im Parlament dem Aus-
schuss für Industrie, Forschung und
Energie (ITRE) und nicht etwa dem
Ausschuss für Auswärtiges (AFET)
oder gar Verteidigung (SEDE) die Fe-
derführung zu übertragen. Aller-
dings ist es nicht so, dass die Kom-
mission Maßnahmen nach Gutdün-
ken auf jede x-beliebige Rechts-
grundlage stellen kann, wie sie ge-
rade Lust hat, wie auch ein Urteil des
Europäischen Gerichtshofs (EuGH)
aus dem Jahr 2016 besagt.
Die EU-Globalstrategie gibt das

Ziel einer »autonomen« militärischen
Handlungsfähigkeit aus, wofür wie-
derum eine »wettbewerbsfähige eu-
ropäische Verteidigungsindustrie«
erforderlich sei. Da die nationalstaat-

lichen Auftragsvolumen und Indust-
rien hierfür als zu klein erachtet wer-
den, kann dies nur durch Konzent-
rationsprozesse auf EU-Ebene gelin-
gen, so die vorherrschende Sichtwei-
se. Um diese Entwicklung voranzu-
treiben, sollen aus dem EVF nur län-
derübergreifende Forschungs- und
Rüstungsprojekte finanziert werden,
an denen sich mindestens drei Un-
ternehmen mit Sitz in mindestens
zwei Mitgliedsstaaten beteiligen. Ins-
besondere PESCO-Projekte sollen mit
einem Hebesatz finanziert werden,
sodass hier 30 Prozent der Gesamt-
kosten dem EVF-EU-Budget entnom-
men werden können.
Was die EVF-Prioritäten anbe-

langt, ist auch der Verordnungsvor-
schlag selbst eigentlich recht eindeu-
tig: Gleich zu Beginn wird betont,
»Verteidigungspolitik« sei von der
Kommission »zu einem Handlungs-
schwerpunkt erklärt« worden. Dies
erfordere »gemeinsame Investitionen
in den Ausbau der Sicherheit und in
die Kooperation auf allen Ebenen«.
Hierfür sei es wiederum nötig, die
»Wettbewerbsfähigkeit« der Indust-
rie zu verbessern: »Damit Europa
mehr Verantwortung für seine Ver-
teidigung übernehmen kann, ist es
von grundlegender Bedeutung, in der
gesamten Verteidigungsindustrie der
Europäischen Union die Wettbe-
werbsfähigkeit zu verbessern und die
Innovation zu fördern.« Um keine
Missverständnisse aufkommen zu
lassen, schreibt die Kommission in al-
ler Deutlichkeit, was Zweck und was
Mittel ist: »Grundlage für die Ein-
richtung des Programms bilden die
Bestimmungen vonArtikel 173AEUV.
Sein übergeordnetes Ziel wird darin
bestehen, die Kapazitäten der Ver-
teidigungspolitik der Union im Hin-
blick auf die Aspekte Wettbewerbs-
fähigkeit und Innovation zu stärken,
indem Maßnahmen in ihrer Entwick-
lungsphase gefördert werden.«

Auf der Schiene
Ungeachtet aller rechtlichen Beden-
ken sind kaumWiderstände gegen die
endgültige Verabschiedung des Rüs-
tungsfonds zu erwarten. Denn der
Fonds gilt als Mittel, sich mit Blick auf
zunehmende Großmachtkonflikte
und eigene Ambitionen, hier (mili-
tärisch) in der ersten Riege mitzu-
spielen, in Stellung zu bringen, wie
Verteidigungsministerin von der Ley-
en bei der diesjährigen Münchner Si-
cherheitskonferenz unterstrich: »Es
geht um ein Europa, das auch mili-
tärisch mehr Gewicht in die Waag-
schale werfen kann. ... Der Aufbau
von Fähigkeiten und Strukturen ist
das eine. Das andere ist der gemein-
same Wille, das militärische Gewicht
auch tatsächlich einzusetzen, wenn es
die Umstände erfordern.«
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Sollte die EU-Kommis-
sion mit ihren
rechtlichen Tricksereien
durchkommen, so
wären künftig der
nahezu schrankenlosen
Verwendung des
EU-Budgets für
Rüstungszwecke Türen
und Tore geöffnet.

Der Text
Der nebenstehende Text ist der Mai-
Ausgabe des außenpolitischen Jour-
nals »WeltTrends« entnommen. Er
ist Teil des Themenschwerpunkts
»Militärmacht EU?«. Die beiden Au-
toren beschäftigen sich seit Jahren
mit friedens- und sicherheitspoliti-
schen Fragen. Sabine Lösing ist seit
2009 Europa-Abgeordnete der
Linkspartei und dort Koordinatorin
der Linksfraktion GUE/NGL im Aus-
wärtigen Ausschuss und im Unter-
ausschuss für Sicherheit und Vertei-
digung. Jürgen Wagner ist ge-
schäftsführender Vorstand der Tü-
binger Informationsstelle Militari-
sierung.

Mehr Informationen im Netz unter:
welttrends.de
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